
 

  

S 9 EG 15/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet -
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Auslandsdienstlehrkraft

Auslandsschule
Gewöhnlicher Aufenthalt
Wohnsitz

Leitsätze 1. Trotz gewisser Ähnlichkeit zu einer
Entsendung bzw. Abordnung nach § 1
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BEEG, ist eine
Entsendung gem. § 4 SGB IV einer
Auslandsdienstlehrkraft bei Lehrtätigkeit
an einer Auslandsschule und Abschluss
eines eigenen Dienstvertrags mit dieser
Schule bei gleichzeitiger Beurlaubung von
dem öffentlich-rechtlichen
Beamtenverhältnis bzw. eine Abordnung,
Versetzung oder Kommandierung im
Rahmen des in Deutschland bestehenden
öffentlich-rechtlichen Dienst- oder
Amtsverhältnisses nicht gegeben.
2. Eine erweiternde Auslegung des § 1
Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BEEG ist nicht möglich.
3. Verfassungsrechtliche Bedenken
bestehen nicht.

Normenkette BEEG § 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 EG 15/17
Datum 19.09.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 9 EG 41/18
Datum 29.06.2021

3. Instanz

Datum -

                               1 / 9

https://dejure.org/gesetze/BEEG/1.html
https://dejure.org/gesetze/BEEG/1.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/4.html
https://dejure.org/gesetze/BEEG/1.html
https://dejure.org/gesetze/BEEG/1.html
https://dejure.org/gesetze/BEEG/1.html


 

Â 

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 19.
September 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

T a t b e s t a n d :

Die KlÃ¤gerin (die Bezeichnungen der Beteiligten aus der 1. Instanz wird
beibehalten) begehrt in diesem Verfahren die GewÃ¤hrung von Elterngeld fÃ¼r ihre
am 28.09.2016 geborene Tochter M.

Die KlÃ¤gerin beantragte am 23.10.2016 (die Daten beziehen sich jeweils auf den
Eingang) die GewÃ¤hrung von Basis-Elterngeld fÃ¼r den 1. bis 12. Lebensmonat
ihrer Tochter. Vor der Geburt war sie in Vollzeit bis zum 31.08.2016
nichtselbststÃ¤ndig erwerbstÃ¤tig. Der Ehemann der KlÃ¤gerin war ab dem
10.08.2016 zunÃ¤chst befristet bis zum 09.08.2019 als Lehrer bei dem deutsch-
schweizerischen internationalen Schulverein in H angestellt. FÃ¼r diese Zeit war er
vom deutschen Dienstherrn (Freistaat Bayern, Bayerisches Staatsministerium fÃ¼r
Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst) unter Fortfall des Anspruchs auf
Leistungen des Dienstherrn beurlaubt worden. FÃ¼r die TÃ¤tigkeit an der deutsch-
schweizerischen internationalen Schule H (DSIS) erhielt der Ehemann der KlÃ¤gerin
Zuwendungen aus Haushaltsmitteln der Bundesrepublik Deutschland gemÃ¤Ã� den
Richtlinien des AuswÃ¤rtigen Amtes/Zentralstelle fÃ¼r das Auslandsschulwesen
(ZfA; Â§ 23 Bundeshaushaltsordnung). Ausweislich des Vermittlungsbescheides der
ZfA vom 05.11.2015 war der Ehemann der KlÃ¤gerin verpflichtet, neben der
Unterrichtsverpflichtung weitere schulstrukturtragende Aufgaben gemÃ¤Ã�
Weisung des deutschen Leiters bzw. Koordinators oder der ZfA wahrzunehmen (I.2).
Auch konnte der Ehemann der KlÃ¤gerin auf Anordnung des deutschen Leiters bzw.
Koordinators oder der ZfA wÃ¤hrend der AuslandstÃ¤tigkeit zur Teilnahme an
FortbildungsmaÃ�nahmen verpflichtet werden (I.3). Die KlÃ¤gerin meldete sich zum
22.10.2016 aus der bislang bewohnten Wohnung in A ab, ebenso ihr Ehemann.

Vorgelegt wurde eine Lohnsteuerbescheinigung fÃ¼r das Kalenderjahr 2016 fÃ¼r
die TÃ¤tigkeit des Ehemannes der KlÃ¤gerin in H. Danach erhielt er vom Bundesamt
fÃ¼r zentrale Dienste und offene VermÃ¶gensfragen einen Bruttoarbeitslohn in
HÃ¶he von 21.013,87 â�¬. Der Lohn wurde versteuert, BeitrÃ¤ge zur
Sozialversicherung wurden nicht gezahlt. Auf Nachfrage teilte die KlÃ¤gerin mit,
dass eine ZuweisungsverfÃ¼gung von der ZfA nicht vorhanden sei. Vorgelegt
wurde eine Bescheinigung der ZfA vom 20.02.2017, wonach bestÃ¤tigt wurde, dass
der Ehemann der KlÃ¤gerin auf Vermittlung der ZfA als Auslandsdienstlehrkraft in H
tÃ¤tig sei. Es handele sich dabei um ein Ã¶ffentlich-rechtliches
ZuwendungsverhÃ¤ltnis. Zuwendungsgeber sei die ZfA. Arbeitgeber sei die Schule
im Gastland. Die Zuwendungen wÃ¼rden aus Mitteln, die das AuswÃ¤rtige Amt im
Rahmen seiner Kulturpolitik der ZfA zur VerfÃ¼gung stelle, gezahlt.
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Mit Bescheid vom 13.03.2017 wurde der Antrag auf GewÃ¤hrung von Elterngeld
abgelehnt. Der Anspruch auf Elterngeld setze einen Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in Deutschland voraus. Bei einem Auslandswohnsitz kÃ¤me ein Anspruch
nur Ã¼ber Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 1 bzw. Nummer 3 Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz (BEEG) in Betracht. Diese Voraussetzungen lÃ¤gen jedoch nicht
vor. Der Ehemann der KlÃ¤gerin sei durch die ZfA nach H vermittelt worden. Die
rechtliche Stellung sei dadurch gekennzeichnet, dass die Auslandsdienstlehrkraft in
einem ZuwendungsverhÃ¤ltnis zum Bundesverwaltungsamt/ZfA und andererseits in
einem Dienst- bzw. ArbeitsverhÃ¤ltnis zum TrÃ¤ger der Bildungseinrichtung im
Ausland, hier dem deutsch-schweizerische internationalen Schulverein in H, stehe.
Der Ehemann der KlÃ¤gerin sei vom deutschen Dienstherrn fÃ¼r die Dauer des
Vertrages beurlaubt worden. In diesem besonderen RechtsverhÃ¤ltnis seien Arbeits-
oder Dienstpflichten gegenÃ¼ber der ZfA dem Grunde nach nicht zu erbringen.
Diese seien vielmehr auf der Grundlage des vereinbarten Dienst- oder
Arbeitsvertrags mit der auslÃ¤ndischen Bildungseinrichtung zu erbringen. Damit
lÃ¤gen die Voraussetzungen des Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 1 bzw. Nummer 3
BEEG nicht vor, sodass Elterngeld nicht bewilligt werden kÃ¶nne.

Hiergegen legte die KlÃ¤gerin am 31.03.2017 Widerspruch ein. Sie habe einen
Wohnsitz in Deutschland. Auch das Finanzamt A habe entschieden, dass ein
Wohnsitz in Deutschland bestehe und die EinkÃ¼nfte (des Ehemannes)
unbeschrÃ¤nkt der Einkommensteuerpflicht in Deutschland unterlÃ¤gen. Im
Ã�brigen bestehe auch nach Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 3 BEEG ein Anspruch auf
Elterngeld. Ausweislich des Vermittlungsbescheides wÃ¼rden den eingesetzten
LehrkrÃ¤ften spezielle Pflichten auferlegt, die sie im Auftrag und im Interesse der
Bundesrepublik Deutschland zu erfÃ¼llen hÃ¤tten.

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 08.06.2017 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckgewiesen.

Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 14.08.2017 Klage zum Sozialgericht Bayreuth
(SG). Die KlÃ¤gerin und ihr Ehemann hÃ¤tten zum 01.09.2016 die bisherige
Wohnung in A verlassen und seien in 3 Zimmer in dem von der Schwiegermutter
der KlÃ¤gerin alleine bewohnten Reihenhaus gezogen. Der gesamte Hausrat sei in
den neuen Wohnraum verlagert worden. Geplant sei, dass die KlÃ¤gerin und ihr
Ehemann nach RÃ¼ckkehr aus H eine im Jahr 2016 erworbene Eigentumswohnung
beziehen. Die KlÃ¤gerin habe damit ihren Wohnsitz in Deutschland. Im Ã�brigen sei
auch Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 1 BEEG einschlÃ¤gig. Bei einem Vergleichsfall
eines Kollegen an der DSIS sei der Anspruch auf Elterngeld positiv verbeschieden
worden. Vorgelegt wurden Nachweise Ã¼ber FlÃ¼ge der KlÃ¤gerin am 15.11.2016
von A nach H, am 02.08.2017 von H nach A sowie eine Ã�berlassungsvereinbarung
vom 06.08.2016 Ã¼ber 3 RÃ¤ume im Wohnhaus der Schwiegermutter zur
exklusiven Nutzung.

Mit Urteil vom 19.09.2018 wies das SG die Klage gegen den Bescheid vom
13.03.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.06.2017 ab. Die Klage
sei zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf
Elterngeld fÃ¼r den 1. bis 12. Lebensmonat ihrer Tochter M. Ein Anspruch ergebe
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sich nicht aus einem zwischenstaatlichen Sozialversicherungsabkommen, da die
Regelungen des deutsch-chinesischen Abkommens Ã¼ber soziale Sicherheit vom
12.07.2001 nur die deutschen Rechtsvorschriften Ã¼ber die gesetzliche
Rentenversicherung und die ArbeitsfÃ¶rderung betrÃ¤fen. Eine analoge Anwendung
des Abkommens auf Elterngeld scheide aus. Ein Anspruch der KlÃ¤gerin scheitere
daran, dass die KlÃ¤gerin ab dem 15.11.2016 bis zum 27.09.2017 weder ihren
Wohnsitz noch ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in Deutschland gehabt habe. Die
KlÃ¤gerin habe im Zeitraum 15.11.2016 bis 27.09.2017 keinen inlÃ¤ndischen
Wohnsitz gehabt. Der Ehemann der KlÃ¤gerin habe ab spÃ¤testens 10.09.2016 in H
gelebt. Die KlÃ¤gerin und ihre Tochter seien dem Ehemann am 15.11.2016 nach H
gefolgt. Der Lebensmittelpunkt habe sich wÃ¤hrend der streitigen Zeit und
darÃ¼ber hinaus bis zum Zeitpunkt der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 19.09.2018
in H befunden. Die KlÃ¤gerin habe zwar ihre Wohnung in A bei der Schwiegermutter
beibehalten. Die Wohnung sei jedoch nur fÃ¼r vorÃ¼bergehende Aufenthalte von
31 Tagen genutzt worden. DemgegenÃ¼ber habe sich die KlÃ¤gerin 149 Tage in H
aufgehalten. Auch unter BerÃ¼cksichtigung der Zeit des Aufenthalts nach der
Geburt der Tochter in A vom 28.09.2016 bis zum Abflug nach H am 15.11.2016 und
damit einem Zeitraum von 48 Tagen habe der Aufenthalt der Tochter im ersten
Lebensjahr schwerpunktmÃ¤Ã�ig in China gelegen (149 Tage in China und 79 Tage
in Deutschland). Eine horizontale Aufteilung der LebensverhÃ¤ltnisse habe nicht
vorgelegen. Mehr als ein besuchsweiser Aufenthalt in A sei nicht ersichtlich. Die
KlÃ¤gerin habe vielmehr die ganze Zeit mit ihrer Familie in China gelebt. Sie habe
damit ihren Lebensmittelpunkt an den Arbeitsort ihres Ehemannes nach H verlagert.
FÃ¼r das Vorliegen eines Doppelwohnsitzes fehle es an intensiven Beziehungen
zum Inland. Auch im zweiten Lebensjahr der Tochter habe der Schwerpunkt der
LebensverhÃ¤ltnisse der Familie in China gelegen, da 332 Tage dieses Lebensjahres
in H verbracht worden seien und lediglich 42 Tage in Deutschland. Auch die
Voraussetzungen eines gewÃ¶hnlichen Aufenthaltes der KlÃ¤gerin in Deutschland
seien nicht erfÃ¼llt. Ebenso seien die Voraussetzungen des Â§ 1 Abs. 2 Satz 1
Nummer 1 BEEG nicht erfÃ¼llt. Der Ehemann der KlÃ¤gerin sei nicht im Rahmen
eines in Deutschland bestehenden Ã¶ffentlich-rechtlichen Dienst- oder
AmtsverhÃ¤ltnisses vorÃ¼bergehend ins Ausland abgeordnet, versetzt oder
kommandiert worden. Der Schwerpunkt der rechtlichen und tatsÃ¤chlichen
Merkmale des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses des Ehemannes der KlÃ¤gerin habe
im streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum in H gelegen. Er sei von seinem Dienstherrn,
dem Freistaat Bayern, fÃ¼r die Zeit vom 10.08.2016 bis 09.08.2019 beurlaubt
worden. Weisungen des Freistaats Bayern sei der Ehemann in diesem Zeitraum
nicht ausgesetzt gewesen. Arbeitgeber sei die Schule im Gastland China.
Weisungen hÃ¤tten in dem gesamten Zeitraum primÃ¤r vom Schulleiter der DSIS
erfolgen kÃ¶nnen. Leistungen habe der Ehemann der KlÃ¤gerin nicht mehr vom
bayerischen Dienstherren, sondern von der ZfA, erhalten. MaÃ�geblich habe damit
der Schwerpunkt der rechtlichen und tatsÃ¤chlichen Merkmale des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses des Ehemannes der KlÃ¤gerin in H in China gelegen
und nicht in Deutschland. Auch eine entsprechende Anwendung des Â§ 1 Abs. 2
Satz 1 Nummer 1 BEEG auf den vorliegenden Fall scheide aus. Das
Bundessozialgericht (BSG) habe fÃ¼r den Bereich des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses im privatrechtlichen Bereich entschieden, dass ein
zu dem inlÃ¤ndischen Arbeitgeber noch bestehendes RumpfarbeitsverhÃ¤ltnis fÃ¼r
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die Bejahung der Voraussetzungen des Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 1 BEEG nicht
ausreiche. Auch im Ã¶ffentlichen Bereich habe das BSG eine â��Quasi-
Entsendungâ�� als nicht ausreichend gewertet (vgl. Urteil des BSG zum
Bundeserziehungsgeldgesetz vom 24.06.2010, B 10 EG 12/09 R).

Die Voraussetzungen des Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 3 BEEG lÃ¤gen ebenfalls nicht
vor.

Auch fÃ¼r den Zeitraum vom 28.09.2016 bis 14.11.2016 sei der KlÃ¤gerin kein
Elterngeld zu gewÃ¤hren. Im ersten Lebensmonat der Tochter ergebe sich aufgrund
der Anrechnung des Mutterschaftsgeldes kein rechnerischer Zahlanspruch auf
Elterngeld. Im zweiten Lebensmonat der Tochter hÃ¤tten die Voraussetzungen des 
Â§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 bis 4 BEEG nicht im ganzen Monat vorgelegen,
sondern nur vom 28.10.2016 bis 14.11.2016, vergleiche Â§ 4 Abs. 2 Satz 3 BEEG in
der Fassung vom 18.12.2014.

Gegen das am 10.10.2018 zugestellte Urteil des SG legte der
ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin am 07.11.2018 Berufung zum Bayerischen
Landessozialgericht (LSG) ein.

Das Finanzamt habe bescheinigt, dass die EinkÃ¼nfte des Ehemannes der
KlÃ¤gerin unbeschrÃ¤nkt der Einkommensteuerpflicht in Deutschland unterliegen
wÃ¼rden. Ferner erhielten die Eltern auch fÃ¼r ihre Tochter Kindergeld. Somit sei
hier von einem Wohnsitz bzw. gewÃ¶hnlichen Aufenthalt ausgegangen worden. Die
KlÃ¤gerin habe auch nach dem 15.11.2016 eine Wohnung genutzt, sie habe dort
lÃ¤ngere Zeit gewohnt und sei ihren Alltagsaufgaben und BeschÃ¤ftigungen
nachgegangen. Im Ã�brigen lÃ¤gen die Voraussetzungen des Â§ 1 Abs. 2 Satz 1
Nummer 1 BEEG vor. Der Ehemann der KlÃ¤gerin erhalte als Gegenleistung fÃ¼r
seine Dienste Zuwendungen der Bundesrepublik Deutschland, die der
Auslandsdienstlehrkraft vom ZfA in Deutschland ausgezahlt wÃ¼rden. Im
Vermittlungsbescheid wÃ¼rden ihm spezielle Pflichten auferlegt. Es sei nicht
anzunehmen, dass der Gesetzgeber den Willen habe, aus der konkret vorliegenden
Vertragsgestaltung eine Schlechterstellung gegenÃ¼ber den in Â§ 1 Abs. 2 Satz 1
Nummer 1 BEEG unmittelbar angesprochenen Personengruppen zuzulassen. Auch
kÃ¶nne von einer â��Quasi-Entsendungâ�� ausgegangen werden.

Die ZfA teilte auf Nachfrage mit, dass der deutsch-schweizerische internationale
Schulverein seinen Sitz in H habe. Er betreibe keine anderen Schulen auf der Welt.
Der deutsche Leiter bzw. Koordinator sei die deutsche Schulleitung der Schule in H.
Deutsche Auslandsvertretung sei das deutsche Generalkonsulat in H. Das deutsche
Generalkonsulat sei gegenÃ¼ber dem Ehemann der KlÃ¤gerin nicht
weisungsbefugt. Dies sei grundsÃ¤tzlich die Schulleitung. Bei
AuslandsdienstlehrkrÃ¤ften handele es sich um beurlaubte Landesbeamte oder
-angestellte, die einen Vertrag mit der jeweiligen Auslandsschule abschlÃ¶ssen und
von der ZfA eine Zuwendung erhielten. Die Bundesrepublik Deutschland sei nicht
der Dienstherr der AuslandsdienstlehrkrÃ¤fte. Bei dem Vertrag zwischen
Auslandsschule und Lehrkraft handele es sich um einen privatrechtlichen Vertrag.
Der Ehemann der KlÃ¤gerin stehe nicht in einem Ã¶ffentlich-rechtlichen Dienst-
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oder ArbeitsverhÃ¤ltnis zur Bundesrepublik Deutschland oder der ZfA.

Die KlÃ¤gerin fÃ¼hrte ergÃ¤nzend aus, dass der vorliegend gewÃ¤hlte Weg eine
Abordnung ersetze, mit ihm werde das identische Ziel erreicht. Der Einfluss des
AuswÃ¤rtigen Amts bzw. seiner nachgeordneten Dienststellen auf die
Auslandsschulen und das Lehrpersonal sei nicht geringer als im Falle einer
Abordnung, Versetzung oder Entsendung. Eine derartige Verfahrensweise im
Auslandsschulwesen sei aus rechtlichen GrÃ¼nden nicht mÃ¶glich. Es sei vÃ¶llig
verfehlt, aus dem Wortlaut des Gesetzes den Willen des Gesetzgebers abzuleiten,
die deutschen AuslandsdienstlehrkrÃ¤fte von den Leistungen des BEEG
auszuschlieÃ�en. Hier sei die Annahme einer â��Quasi-Entsendung/Abordnungâ��
sachgerecht.

Nach Hinweis auf das Urteil des BSG vom 23.03.2020 (B 10 EG 7/18 R) erklÃ¤rte die
KlÃ¤gerin, dass sie den Leistungsanspruch gestÃ¼tzt auf Â§ 1 Abs. 1 BEEG nicht
weiterverfolge. Jedoch sehe sie den Anspruch gestÃ¼tzt auf Â§ 1 Abs. 2 Satz 1
Nummer 1 BEEG weiterhin als begrÃ¼ndet an. AuslandsdienstlehrkrÃ¤fte seien der
ausschlieÃ�lichen Weisungsbefugnis der deutschen Schulleitung unterstellt, die
ihrerseits durch Dienstvertrag verpflichtet sei, die Schule im Sinne der deutschen
auswÃ¤rtigen Kultur- und Bildungspolitik zu leiten. Folgerichtig wÃ¼rden die
AuslandsdienstlehrkrÃ¤fte vom AuswÃ¤rtigen Amt bezahlt.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 29.06.2021 beantragte die KlÃ¤gerin:
1. Das Urteil des Sozialgerichts Bayreuth vom 19.09.2018 wird aufgehoben.
2. Der Bescheid des Zentrums Bayern Familie und Soziales vom 13.03.2017 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 08.06.2017 wird aufgehoben.
3. Der Beklagte wird verurteilt, antragsgemÃ¤Ã� Elterngeld fÃ¼r das Kind A an die
KlÃ¤gerin zu zahlen.

Der Beklagte beantragte,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
Â 
Zur VervollstÃ¤ndigung des Sachverhalts wird auf die Verfahrensakten beider
Instanzen sowie die beigezogenen Verwaltungsakte des Beklagten verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die zulÃ¤ssige Berufung der KlÃ¤gerin ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die
Klage gegen den Bescheid vom 13.03.2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheides
vom 18.06.2017 abgewiesen.

Gegenstand des Verfahrens ist der Bescheid vom 13.03.2017 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.06.2017. In der Sache wendet sich die KlÃ¤gerin
gegen die Ablehnung von Elterngeld und begehrt dessen GewÃ¤hrung fÃ¼r den 1.
bis 12. Lebensmonat ihrer am 28.09.2016 geborenen Tochter. Statthaft ist damit
eine kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage gem. Â§ 54 Abs. 1 und 4
Sozialgerichtsgesetz (SGG).
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Die Berufung ist zulÃ¤ssig, insbesondere wurde sie form- und fristgerecht gemÃ¤Ã� 
Â§ 151 SGG am 07.11.2018 gegen das am 10.10.2018 zugestellte Urteil des SG
beim LSG eingelegt. Die Berufung ist auch statthaft gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs. 1 Satz 1
Nummer 1 SGG, die KlÃ¤gerin hat zwar das von ihr begehrte Elterngeld nicht
beziffert, da sie jedoch fÃ¼r 12 Lebensmonate Elterngeld begehrt, wird der Wert
des Beschwerdegegenstandes bereits bei Annahme des Mindestbetrags von 300.-
Euro monatlich den Grenzwert von 750.- Euro weit Ã¼bersteigen.

Die Berufung ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Zutreffend hat das SG dargestellt, dass
ein Anspruch der KlÃ¤gerin nach der Abreise nach H nicht aus einem
zwischenstaatlichen Sozialversicherungsabkommen ableitbar ist. Weiterhin
zutreffend hat das SG dargestellt, dass die KlÃ¤gerin im streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum nach ihrer Abreise weder ihren Wohnsitz noch ihren gewÃ¶hnlichen
Aufenthalt in Deutschland hatte und damit die Anspruchsvoraussetzung des Â§ 1
Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 BEEG nicht erfÃ¼llt. Ebenfalls zutreffend hat das SG
ausgefÃ¼hrt, dass sich ein Anspruch auch nicht aus Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 und 2 BEEG
ergeben kann. Im Zeitraum vor der Abreise nach H bezog die KlÃ¤gerin
Mutterschaftsgeld i. H. v. 73,85 Euro kalendertÃ¤glich, so dass aus diesem Grund
kein Anspruch auf Elterngeld bestand. DiesbezÃ¼glich wird vollumfÃ¤nglich gem. 
Â§ 153 Abs. 2 SGG auf die umfassende BegrÃ¼ndung des SG verwiesen.

Es wird nicht verkannt, dass eine gewisse Ã�hnlichkeit zu einer Entsendung bzw.
Abordnung nach Â§ 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BEEG dem vorliegenden Fall nicht
abgestritten werden kann. Denn der Ehemann der KlÃ¤gerin wurde durch
Vermittlungsbescheid vom 05.11.2015 durch das ZfA als deutsche
Auslandsdienstlehrkraft an die DSIS verpflichtet. Auch Ã¼bernahm die ZfA die
Gehaltszahlungen in Form von Zuwendungen. Auch ergibt sich aus dem Gesetz
Ã¼ber die FÃ¶rderung deutscher Auslandsschulen (Auslandsschulgesetz), dass der
Bund die Schulaufsicht fÃ¼hrt und den deutschen Auslandsschulen Weisungen
erteilen kann (Â§ 4 Auslandsschulgesetz). In Â§ 11 Auslandsschulgesetz wird
geregelt, dass die erforderlichen LehrkrÃ¤fte den deutschen Auslandsschulen durch
den Bund auf bestimmte Zeit vermittelt werden und der Bund sicherstellt, dass die
deutschen Auslandsschulen nicht aus eigenen Mitteln fÃ¼r die Kosten der
VergÃ¼tung der vermittelten erforderlichen LehrkrÃ¤fte aufkommen mÃ¼ssen.

Dennoch ist diese Vermittlung durch die ZfA weder eine Entsendung gemÃ¤Ã� Â§ 4
des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB IV) noch eine Abordnung, Versetzung oder
Kommandierung im Rahmen des in Deutschland bestehenden Ã¶ffentlich-
rechtlichen Dienst- oder AmtsverhÃ¤ltnisses gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 1
BEEG. Denn der Ehemann der KlÃ¤gerin ist gerade nicht im Rahmen seines
bestehenden ArbeitsverhÃ¤ltnisses bzw. Ã¶ffentlich-rechtlichen
DienstverhÃ¤ltnisses vorÃ¼bergehend ins Ausland gesandt worden. Das Ã¶ffentlich-
rechtliche ZuwendungsverhÃ¤ltnis zwischen dem Ehemann der KlÃ¤gerin und der
Bundesrepublik Deutschland stellt kein entgeltliches BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis i.
S. v. Â§ 7 SGB IV dar, denn er war der Bundesrepublik Deutschland nicht zur
Leistung nichtselbstÃ¤ndiger Arbeit verpflichtet und hat auch nicht auf deren
Weisung und unter Eingliederung in deren Arbeitsorganisation gearbeitet (vgl. BSG,
Urteil vom 23.10.2003, B 4 RA 15/03 R, RdNr. 23). Vielmehr hat der Ehemann der
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KlÃ¤gerin mit dem TrÃ¤ger der Auslandsschule einen eigenen Dienstvertrag
abgeschlossen. Von seinem Ã¶ffentlich-rechtlichen BeamtenverhÃ¤ltnis mit dem
Freistaat Bayern war er in dieser Zeit ohne DienstbezÃ¼ge beurlaubt. Nur
Fachberater schlieÃ�en mit der ZfA direkt einen Arbeitsvertrag ab (vgl.
Verwaltungsvereinbarung zwischen dem Bundesminister des AuswÃ¤rtigen und den
Kultusministern der LÃ¤nder der Bundesrepublik Deutschland zum Einsatz von
LehrkrÃ¤ften im deutschen Auslandsschulwesen und zum Gesetz Ã¼ber die
FÃ¶rderung Deutscher Auslandsschulen vom 05.12.2013, 2.1.1(Rechtlicher Status)).
In dem mit dem TrÃ¤ger der Schule geschlossenen Arbeitsvertrag ist auch geregelt,
dass der Schulleiter als Vorgesetzter entsprechende Weisungsbefugnisse fÃ¼r die
innere Ordnung der Schule und die schulrechtlichen Vorschriften des Gastlandes
hat. Ausgenommen von der Weisungsbefugnis des Schulleiters sind nur
Angelegenheiten, die den Bestand des ArbeitsverhÃ¤ltnisses betreffen. Der
Ehemann der KlÃ¤gerin ist damit nicht im Rahmen eines bestehenden
DienstverhÃ¤ltnisses ins Ausland entsandt worden, sondern hat in H einen neuen
Dienstvertrag geschlossen, der unabhÃ¤ngig von seinem BeamtenverhÃ¤ltnis im
Freistaat Bayern galt. Damit unterliegt diese Fallkonstellation nicht dem in Â§ 1 Abs.
2 Satz 1 Nummer 1 vorausgesetzten Sachverhalt (vgl. BSG, Urteil vom 27.03.2020, 
B 10 EG 7/18 R, RdNr. 48 f. fÃ¼r ein privatrechtliches ArbeitsverhÃ¤ltnis; danach
genÃ¼gt ein verbliebenes RumpfarbeitsverhÃ¤ltnis, das ruhend gestellt wurde, bei
BegrÃ¼ndung eines neuen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses mit einem anderen
Arbeitgeber nicht fÃ¼r die Annahme des Â§ 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BEEG).

Eine erweiternde Auslegung des Â§ 1 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 BEEG auf den vorliegenden
Sachverhalt ist nicht mÃ¶glich (vgl. BSG, Urteil vom 24.06.2010, B 10 EG 12/09 R,
fÃ¼r die entsprechende Regelung des Â§ 1 Abs. 2 S. 1 Bundeserziehungsgeldgesetz
â�� BErzGG). Dies gebieten weder Wortlaut, systematische Stellung, Zweck oder
Entstehungsgeschichte. Insbesondere, da durch Â§ 1 Abs. 2 BEEG bereits
Ausnahmen von der grundsÃ¤tzlichen Voraussetzung des Vorliegens eines
Wohnsitzes oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalts im Inland geregelt werden, ist diese
Vorschrift eng zu interpretieren (BSG a. a. O., RdNr. 20 f.).

Verfassungsrechtliche Bedenken bestehen nach dem BSG (Urteil vom 27.03.2020, B
10 EG 7/18 R, RdNr. 51 f.; Urteil vom 24.06.2010, B 10 EG 12/09 R, RdNr. 32 zur
identischen Regelung in Â§ 1 Abs. 2 BErzGG), dessen Meinung der Senat vorliegend
folgt, nicht. Die AnknÃ¼pfung der Elterngeldberechtigung an einen inlÃ¤ndischen
Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt oder an ein Fortbestehen des
inlÃ¤ndischen SozialversicherungsverhÃ¤ltnisses bzw. Ã¶ffentlich-rechtlichen
Dienst- oder AmtsverhÃ¤ltnisses ist keine willkÃ¼rliche Leistungsvorgabe. Der
Gesetzgeber hat bei der Entscheidung, unter welchen Voraussetzungen und in
welchem Umfang er Elterngeld als steuerfinanzierte Sozialleistungen gewÃ¤hrt,
einen weiten Gestaltungsspielraum (vgl. BVerfG, Beschluss vom 09.11.2011, 1 BvR
1853/11; BSG, Urteil vom 21.06,2016, B 10 EG 8/15 R, RdNr. 28). Dies gilt auch
fÃ¼r die Abgrenzung des begÃ¼nstigten Personenkreises. Aus dem allgemeinen
Gleichheitssatz nach Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz in Verbindung mit dem
WillkÃ¼rverbot gemÃ¤Ã� Art. 20 Abs. 3 Grundgesetz oder aus anderen
Verfassungsnormen ergibt sich nicht die Verpflichtung, im Ausland lebende
deutsche StaatsangehÃ¶rige generell bei der GewÃ¤hrung von Elterngeld zu
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berÃ¼cksichtigen. Durch die GewÃ¤hrung von Elterngeld grundsÃ¤tzlich nur an
Personen, die in Deutschland einen Wohnsitz oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt haben,
wird das gesetzgeberische Ziel verfolgt, die Ã�nderung der Lebenssituation infolge
der Elternschaft unter den spezifischen wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen in
Deutschland auszugleichen. Durch Â§ 1 Abs. 2 BEEG lÃ¤sst der Gesetzgeber diese
Leistungen auch Personen zukommen, die wÃ¤hrend eines nur vorÃ¼bergehenden
Auslandsaufenthaltes noch einen hinreichend engen Bezug zur inlÃ¤ndischen
Arbeitswelt haben. Die Differenzierung danach, ob weiterhin eine inlÃ¤ndische
Sozialversicherungspflicht besteht bzw. das Ã¶ffentlich-rechtliche Dienst- oder
AmtsverhÃ¤ltnis weiterbesteht, ist ein sachgerechtes Differenzierungskriterium, das
insbesondere aufgrund des weiten Gestaltungfreiraums des Gesetzgebers nicht zu
beanstanden ist.

Auch die Tatbestandsvoraussetzungen des Â§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nummer 2 und
Nummer 3 BEEG werden nicht erfÃ¼llt, der Ehemann der KlÃ¤gerin war nicht als
Entwicklungshelfer, Missionar, Mitglied oder Vereinbarungspartner des
evangelischen Missionswerks Hamburg, der Arbeitsgemeinschaft evangelikaler
Missionare e. V., des Deutschen Katholischen Missionsrates oder der
Arbeitsgemeinschaft pfingstlich-charismatischer Missionen tÃ¤tig und er war auch
nicht in einer zwischen- oder Ã¼berstaatlichen Einrichtung tÃ¤tig. Auch hat der
Ehemann der KlÃ¤gerin nicht vorÃ¼bergehend eine nach Â§ 123 a
Beamtenrechtsrahmengesetz oder Â§ 29 Bundesbeamtengesetz zugewiesene
TÃ¤tigkeit im Ausland wahrgenommen.

Die Berufung ist danach nicht begrÃ¼ndet.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG sind nicht
gegeben.

Â 

Erstellt am: 30.05.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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